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GEMEINSAME AGRARPOLITIK (GAP)
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7ƬŰĬŰŔƚШћΦΜо?ŔĲШ]ƖƬŰĲŰ CDU

Ökolandbau ist die nachhaltigste Form der Landwirtschaft, die auf dem Markt 
etabliert ist. Wir werden am Ökolandbau -Ziel des Landes festhalten  und alles 
dafür tun, um die Ökolandbau -Anteile entlang des Marktes weiter zu steigern . 
Die Umsetzung von Agrar-, Umwelt - und Klimaschutzmaßnahmen (AUKM) 
mindestens auf dem aktuellen Niveau т vor allem beim Ökolandbau - ist uns ein 
Herzensanliegen, auf das wir hinarbeiten.
Seit jeher ist das Prinzip јƁŉŉĲŰƣũŔĦőĲƚШ]ĲũĬШŉƬƖШƁŉŉĲŰƣũŔĦőĲШxĲŔƚƣƨŰŊĲŰљ unsere 
Maxime. Unser Ziel ist es, ein Anreizsystem für AUKM- Maßnahmen zu etablieren  
und die Basisprämie an öffentliche Leistungen zu koppeln . Wir wollen die 
Basisprämie in Form von Anreizen auf die Agrarumwelt- und 
Klimaschutzmaßnahmen umlegen. 

Im Nationalen und Regionalen Partnerschaftsplan sind 43 % der Mittel für Umwelt- 
und Klimaschutz vorgesehen. Baden-Württemberg gehört zu den drei Ländern mit 
den größten Bio-[ũęĦőĲŰШƨŰĬШƚĲƣǍƣШƚŔĦőШůŔƣШĬĲůШ ťƣŔŸŰƚƓũċŰШј7ŔŸШċƨƚШ7ċĬĲŰ-
ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљШĬċŉƬƖШĲŔŰЯШĬŔĲШRahmenbedingungen für bereits ökologisch 
wirtschaftende Betriebe zu verbessern und den Neueinstieg zu erleichtern . 
Insbesondere in den kofinanzierten AUKM-Maßnahmen setzen wir uns bereits für 
das Prinzip ј°ŉŉĲŰƣũŔĦőĲƚШ]ĲũĬШŉƬƖШƁŉŉĲŰƣũŔĦőĲШxĲŔƚƣƨŰŊĲŰљ ein.
Auch bei der Ausgestaltung der GAP nach 2027 müssen die Mitgliedstaaten 
fŰƣĲƖƻĲŰƣŔŸŰĲŰШŉƬƖШĬĲŰШƁťŸũŸŊŔƚĦőĲŰШxċŰĬĤċƨШŔůШÅċőůĲŰШĬĲƖШј ŊƖċƖƨůƽĲũƣ- und 
uũŔůċċťƣŔŸŰĲŰљШċŰĤŔĲƣĲŰЯШƨЮċЮШÖůƚƣĲũũƨŰŊƚŉƁƖĬĲƖƨŰŊĲŰШƨŰĬШ
Bewirtschaftungsverpflichtungen zur Beibehaltung des ökologischen Landbaus. Die 
Ausgestaltung wird von der Mittelverfügbarkeit abhängig sein. Bei den MFR-
Verhandlungen auf EU- und Bundesebene werden wir uns dafür einsetzen, dass die 
bewährten Maßnahmen für den ökologischen Landbau auch weiterhin finanziert 
werden können.

Fortsetzung folgt auf nächster Seite

Die Vorschläge der EU-Kommission zur GAP ab 2028 sehen ein um 20 % reduziertes Budget und steigende Kofinanzierungssätze  für Agrar-, Umwelt - und 
Klimamaßnahmen (AUKM) vor, ohne verbindliche Ausgabenziele für AUKM. Welche Priorität räumt Ihre Partei dem Ökolandbau ein un d werden Sie 
sicherstellen, dass die Mittelverfügbarkeit in Baden -Württemberg für AUKM und insbesondere für den Ökolandbau nicht unter das be stehende Niveau 
absinkt? Inwieweit wird sich Ihre Partei für eine zielgerichtete Differenzierung der Basisprämie nach den Maßstäben "Öffentli ches Geld für Öffentliche 
Leistungen" einsetzen?
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SPD FDP

Die SPD setzt sich seit vielen Jahren für eine Steigerung des Ökologischen 
Landbaus ein und während unserer Regierungszeit wurden diesbezüglich in Baden-
Württemberg auch spürbare Verbesserungen in der Förderung vorgenommen. Wir 
wollen diesen Pfad weiter beschreiten. Kürzungen aufgrund von geänderten EU-
Rahmenbedingungen werden wir im umwelt -, tierschutz - und klimasensiblen 
Bereich der Landbewirtschaftung als Land ausgleichen , um die weitere 
Entwicklung hin zu einer umweltgerechteren, tierfreundlicheren und 
klimagerechteren Landwirtschaft nicht zu gefährden. 
Im Zusammenhang mit der GAP wollte die SPD in Bund und Land immer eine 
stärkere Ausrichtung auf die 2. Säule und dementsprechend Mittel aus der 1. Säule 
umschichten zugunsten von gezielten Förderungen im Sinne von Umwelt, Klima und 
Tierwohl. Leider ist dies aufgrund anderer Mehrheiten auch in der EU bisher nur 
teilweise gelungen.

Wir setzen uns für ein gleichberechtigtes Nebeneinander von ökologischer und 
konventioneller Landwirtschaft ein. Wir werden uns für einen neuen Ausgleich 
zwischen Ökologie und Ökonomie, Wertschöpfung und verlässlicher 
Einkommenssicherung sowie Erfordernissen des Natur-, Umwelt- und 
Klimaschutzes einsetzen. Dabei setzen wir auf primär freiwillige Agrar -, Umwelt - 
und Klimamaßnahmen , die wirtschaftlich rentabel und praxistauglich sind. 
Landeseigene Förderprogramme werden wir effektiver und unbürokratischer 
ausgestalten. Die GAP soll auch in der Zukunft über eine ausreichende 
Finanzierung verfügen  (mind. in bisheriger Höhe zzgl. Inflationsausgleich). Dabei 
ist für uns elementar, dass jegliche finanzielle Förderung zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft, sowohl konventionell als auch 
ökologisch , beiträgt. Die GAP wollen wir grundsätzlich effizienter, nachhaltiger und 
praxisnäher gestalten, insbesondere vor dem Hintergrund des Struktur- und 
Klimawandels, der geopolitischen Weltlage, der Ernährungssicherung und der 
Notwendigkeit europaweiter fairer Wettbewerbsbedingungen.

Die Vorschläge der EU-Kommission zur GAP ab 2028 sehen ein um 20 % reduziertes Budget und steigende Kofinanzierungssätze  für Agrar-, Umwelt - und 
Klimamaßnahmen (AUKM) vor, ohne verbindliche Ausgabenziele für AUKM. Welche Priorität räumt Ihre Partei dem Ökolandbau ein un d werden Sie 
sicherstellen, dass die Mittelverfügbarkeit in Baden -Württemberg für AUKM und insbesondere für den Ökolandbau nicht unter das be stehende Niveau 
absinkt? Inwieweit wird sich Ihre Partei für eine zielgerichtete Differenzierung der Basisprämie nach den Maßstäben "Öffentli ches Geld für Öffentliche 
Leistungen" einsetzen?
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STRATEGIEDIALOG LANDWIRTSCHAFT 

IN BADEN -WÜRTTEMBERG
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Die Vereinbarung ist zentral für die Weiterentwicklung der Landwirtschaft , der 
regionalen und ökologischen Märkte und der Biodiversität in Baden-Württemberg. 
Die hinterlegten Mittel sind in großen Teilen bereits Maßnahmen aus der 
Strategiedialog -Vereinbarung zugeordnet . Für die nächsten Haushalte wollen wir 
eine Priorisierung von Maßnahmen und einen Finanzierungsplan erarbeiten , 
entlang dessen Mittel bereitgestellt werden. 
Wir wollen die bestehenden Formate Marktbeirat und Biodiversitätsbeirat 
fortführen . Die Anregungen der Beiräte sollten in die Überlegung zur Priorisierung 
der Maßnahmen einfließen. Eine Evaluierung der Wirkung des Strategiedialogs 
halten wir nach 7 Jahren für sinnvoll. 

Der sogenannte Gesellschaftsvertrag, der aus dem Strategiedialog Landwirtschaft 
entstand, ist die Verpflichtung vieler Akteure aus Landwirtschaft, Naturschutz, 
Handel und Gesellschaft. Diese Verpflichtung ist der Grundstein zur Umsetzung 
der erarbeiteten Handlungsempfehlungen aus dem Strategiedialog, die in den 
Zielen einer Roadmap zusammengefasst wurden. Die hinterlegten Mittel aus dem 
Strategiedialog fließen in die Umsetzung dieser Ziele und zum Großteil direkt in 
die Landwirtschaft, z.B. in die Finanzierung der neuen FAKT-~ċơŰċőůĲШј[ƁƖĬĲƖƨŰŊШ
ťũĲŔŰĲƖШÉƣƖƨťƣƨƖĲŰљЯШĬŔĲШEƖƽĲŔƣĲƖƨŰŊШĬĲƖШ~ĲőƖŊĲŉċőƖĲŰƻĲƖƚŔĦőĲƖƨŰŊШƨŰĬШĲŔŰĲШ
Ausweitung des Marketings für heimische Produkte mit den Qualitätszeichen QZBW 
und BIOZBW. Aber auch andere Ziele der Roadmap, die den Erhalt der Biodiversität 
und kleiner Strukturen, die Erhöhung des Bio-Anteils und die Wirtschaftlichkeit der 
Betriebe betreffen, müssen adressiert werden, wie beispielweise eine stärkere 
Bildungs- und Beratungsarbeit zu Biodiversität und Landwirtschaft, sowie 
Öffentlichkeitsarbeit zur Sichtbarmachung der Leistungen der Landwirtschaft. Das 
Format des Strategiedialogs wird nach der Konstituierung des 
Kulturlandschaftsrates kontinuierlich weitergeführt . Der Kulturlandschaftsrat 
besteht aus einer Vielzahl an ehrenamtlichen und sachverständigen Akteuren. Er 
berät und unterstützt das MLR in allen wesentlichen Fragen der landwirtschaftlichen 
Erzeugung, aber auch der Wertschöpfungsketten im Land, dem Markt und, wie der 
Name schon sagt, mit dem Erhalt und den Ökosystemdienstleistungen der 
Kulturlandschaft. Für die Fortführung des Dialogs ist ein Teil der Mittel aus dem 
Strategiedialog vorgesehen .
~ċơŰċőůĲŰШċƨƚШĬĲůШыƽĲŔƣĲƖĲŰƣƽŔĦťĲũƣĲŰьШ ťƣŔŸŰƚƓũċŰШј7ŔŸШċƨƚШ7ċĬĲŰ-
ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљШƽĲƖĬĲŰШŔůШÉŔŰŰĲШĬĲƚШÉƣƖċƣĲŊŔĲĬŔċũŸŊƚШƨůŊĲƚĲƣǍƣЮ

Wie bewertet  Ihre Partei  die im Strategiedialog  Landwirtschaft  erarbeitete  "Gemeinsame  Vereinbarung für  die Zukunft  der Landwirtschaft  und der 
biologischen  Vielfalt  in Baden-Württemberg"?  Mit  welchen  Maßnahmen wollen  Sie sicherstellen,  dass die hinterlegten  Mittel  zielgerecht  in den 
landwirtschaftlichen  Betrieben  ankommen?  Wollen  Sie dieses Format  zur Unterstützung  der Landwirtschaft  mit  der bestehenden  Mittelhinterlegung  und 
regelmäßigen Evaluations - und Entwicklungsmöglichkeiten  fortführen?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite
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SPD FDP

Wir halten die Herangehensweise und die festgelegten Ziele des Strategiedialogs 
grundsätzlich für richtig . Wir kritisieren aber, dass weder der Landtag, 
einschließlich der Oppositionsfraktionen, beteiligt wurden, noch Vertreter des 
Tierschutzes.
Zudem fehlt es an Verbindlichkeit der abschließenden Festlegungen/ 
Erklärungen . Wir haben daher bereits mehrmals parlamentarische Initiativen 
ergriffen, um die konkreten Umsetzungen und Folgen abzufragen und ausdrücklich 
auch festzustellen, inwieweit das Land selbst durch Verstärkungen von 
vorhandenen Förderprogrammen oder neue Programme die Umsetzung begleitet 
und unterstützt.
Wir möchten dieses Format fortführen , jedoch nur bei konsequenter Prüfung, 
bzw. Sicherstellung , dass das Land selbst dieses auch mit zusätzlichen Mitteln 
unterstützt und die anderen Beteiligten Seiten ebenfalls ihre 
Selbstverpflichtungen ernsthaft umsetzen .

Die Zielsetzung des Strategiedialogs Landwirtschaft betrachten wir grundsätzlich 
als einen guten Ansatz, um Erzeuger und Handel im Rahmen des Möglichen 
zusammenzubringen. Allerdings sind die Ergebnisse aus dem Strategiedialog zu 
unkonkret . Wir werden den Strategiedialog Landwirtschaft deshalb auf das 
Wesentliche beschränken . Wir werden das Format dahingehend begleiten, dass 
wir die angestoßenen Maßnahmen weiterführen , um die Betriebe, die sich bisher 
am Strategiedialog beteiligen, nicht im Regen stehen zu lassen. Einen weiteren 
Ausbau erachten wir allerdings nicht als zielführend , um die Landwirtschaft in 
Baden-Württemberg zu erhalten und zu stärken. Was die hinterlegten Mittel angeht, 
waren die für die Umsetzung der Roadmap im Doppelhaushalt 2025/2026 und für 
die nachfolgenden Jahre Mittel in Höhe von insgesamt 143 Millionen Euro keine 
zusätzlichen Mittel. Es wurden stattdessen sämtliche Haushaltsmittel 
zusammengenommen, die ohnehin bereits für verschiedene agrarpolitische 
Maßnahmen im Landeshaushalt veranschlagt waren. Wir bewerten dieses 
Vorgehen als Symbolpolitik und wenig nachhaltig .

Wie bewertet  Ihre Partei  die im Strategiedialog  Landwirtschaft  erarbeitete  "Gemeinsame  Vereinbarung für  die Zukunft  der Landwirtschaft  und der 
biologischen  Vielfalt  in Baden-Württemberg"?  Mit  welchen  Maßnahmen wollen  Sie sicherstellen,  dass die hinterlegten  Mittel  zielgerecht  in den 
landwirtschaftlichen  Betrieben  ankommen?  Wollen  Sie dieses Format  zur Unterstützung  der Landwirtschaft  mit  der bestehenden  Mittelhinterlegung  und 
regelmäßigen Evaluations - und Entwicklungsmöglichkeiten  fortführen?

2
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Ja, die Maßnahme ist eine sehr erfolgreiche regionale und landesweite 
Öffentlichkeitsarbeit für den Ökolandbau. Wir wollen die Maßnahme über die Mittel 
des Bio-Aktionsplans wie bisher fortführen . 

Ja, diese erfolgreiche Maßnahme werden wir fortführen, weiterentwickeln  und im 
bisherigen finanziellen Umfang fördern .

Wird Ihre Partei  die erfolgreiche  Maßnahme ј°ťŸ- ťƣŔŸŰƚƽŸĦőĲŰљ fortführen?  Wenn ja, mit  welchen  finanziellen  Mitteln?3

SPD FDP

Wir halten Kampagnen und Aktionswochen zur Unterstützung des Biologischen 
Landbaus für sehr wichtig und sinnvoll , würden jedoch die bestehenden 
Programme und Aktivitäten auf ihre Wirksamkeit prüfen, bevor wir über den 
Umfang ihrer Fortführung oder eine Modifizierung entscheiden .

Grundsätzlich betrachten wir Aktionswochen als eine gute Maßnahme zur 
Verbraucherinformation und um die herausragenden Leistungen der heimischen 
Land- und Ernährungswirtschaft erlebbar zu machen. Wir treten aber für ein 
gleichberechtigtes Nebeneinander von ökologischer und konventioneller 
Landwirtschaft ĲŔŰЮШ ƨƚШĬŔĲƚĲůШ]ƖƨŰĬШƽĲƖĬĲŰШƽŔƖШĬŔĲШ~ċơŰċőůĲШј°ťŸ-
ťƣŔŸŰƚƽŸĦőĲŰљШĬċőŔŰŊĲőĲŰĬШƽĲŔƣĲƖĲŰƣƽŔĦťĲũŰЯШĬċƚƚШƽŔƖШĤĲŔƚƓŔĲũƚƽĲŔƚĲШim 

Rahmen regionaler Aktionswochen sowohl die regionale konventionelle als 
auch die regionale ökologische Landwirtschaft hervorheben . Der konkrete 
finanzielle Rahmen für die Ausstattung solcher Aktionswochen hängt davon ab, 
inwieweit die Haushaltslage dies zulassen wird . Finanzielle Versprechungen zum 
jetzigen Zeitpunkt wären wenig seriös.



7ƬŰĬŰŔƚШћΦΜо?ŔĲШ]ƖƬŰĲŰ CDU

Wir wollen gemäß den Zielen des Biodiversitätsgesetzes Ökolandbau auf 30 bis 40 
Prozent der Landesfläche etablieren und die weiteren Ergebnisse des 
Strategiedialogs umsetzen. Deshalb ist es so wichtig, unsere regionalen Bio-
Lebensmittel mit einer eigenen Kampagne besser und gesondert zu bewerben. 
Dazu wollen wir die Kampagne evaluieren und insgesamt in Kooperation mit den 
Bio-Verbänden überarbeiten . 

Der ťƣŔŸŰƚƓũċŰШј7ŔŸШċƨƚШ7ċĬĲŰ-ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљШŔƚƣШƨŰĬШĤũĲŔĤƣШĬċƚШ
Maßnahmenbündel mit Blick auf das Ökolandbauziel des Landes. Er wurde 2025 
weiterentwickelt und enthält zahlreiche konkrete Maßnahmen.
7ĲŔƚƓŔĲũőċŉƣШƚŔŰĬШĬŔĲШÂƖŸŢĲťƣĲШј7ŔŸШŔŰШĬĲƖШĤĲƖƨŉũŔĦőĲŰШ7ŔũĬƨŰŊљШƨŰĬШ~ċơŰċőůĲŰШŉƬƖШ
mehr Bio in der AHV sowie im Rahmen der Fachschulkonzeption die Sicherstellung 
von Unterricht zum Ökolandbau zu nennen.
In der geplanten Weiterentwicklung der Ernährungsstrategie Baden-Württemberg 
werden Regionalität, Saisonalität und Bio prioritär mitgedacht.Mit der Dachmarke 
ј7ċìƬШǍƨШÑŔƚĦőљШőċĤĲŰШƽŔƖШĲŔŰШŊĲĲŔŊŰĲƣĲƚШfŰƚƣƖƨůĲŰƣЯШƨůШĬŔĲШfŰőċũƣĲШĬĲƖШ
Ernährungsstrategie landesweit zu kommunizieren.
Als erstes Land hat Baden-Württemberg zum 1. Januar 2024 eine 
Verwaltungsvorschrift (VwV Kantine) für Landeskantinen erlassen, die das Erreichen 
verbindlicher (regionaler) Bio-Quoten festlegt. Damit sichern wir mehr Regionalität 
und Bio in der Gemeinschaftsverpflegung im Angebot der Landeskantinen.
Das vom Land eingeführte und seit 2002 bestehende Biozeichen Baden-
Württemberg kennzeichnet Bio-Produkte, die in Baden-Württemberg erzeugt und 
hergestellt wurden. Das Biozeichen BW bietet insbesondere am Point of Sale einen 
verlässlichen Wegweiser für Verbraucherinnen und Verbraucher, um Bio-Produkte 
aus Baden-Württemberg zu erkennen.
Im Rahmen des Gemeinschaftsmarketings Baden-Württemberg werden 
verschiedenste Marketingaktivitäten zum Biozeichen BW durchgeführt (z.B. 
gemeinsame Messeauftritte, Kommunikation zum Zeichen in verschiedenen 
Kanälen). Für Verbraucherinnen und Verbraucher soll das Biozeichen ebenso wie 
das Qualitätszeichen Baden-Württemberg mit einer Kampagne stärker sichtbar 
gemacht werden.

In den bisherigen Kampagnen und Initiativen des Landes im Bereich Ernährung und Landwirtschaft spielen der Ökologische Landba u sowie ökologisch 
erzeugte Produkte nur eine untergeordnete Rolle. Oftmals subsummiert unter dem Titel der "Nachhaltigkeit" sind der ökologisch e Landbau und die 
ökologisch erzeugten Produkte für VerbraucherInnen nicht direkt erkennbar. Wie wollen Sie sich dafür einsetzen, "Bio" sowohl in Überschriften als auch 
Inhalten von Vermarktungskampagnen und Bildungsinitiativen explizit und deutlich sichtbar zu machen?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite

4



SPD FDP

Wir von der SPD wollen den kontinuierlichen Ausbau des Ökologischen Landbaus 
und werden deshalb auch die Kampagnen und Initiativen zur Ernährung so 
gestalten , dass sie dieses Ziel begleiten und unterstützen. Deshalb ist es uns 
wichtig, in Vermarktungskampagnen oder auch Kampagnen und Informationen, die 
sich an die Verbraucherinnen und Verbraucher richten, Produkte aus biologischem 
Anbau, pestizidfreie Produkte sowie Produkte aus tiergerechter Haltung 
besonders hervorzuheben . Dazu gehört neben einer klaren und möglichst 
staatlichen Kennzeichnung auch eine entsprechende Kommunikation in 
Kampagnen und Veröffentlichungen.

Wir wollen, dass die regionale Landwirtschaft wieder mehr Wertschätzung erfährt. 
Wir sehen es als eine zentrale Aufgabe des Landes an, sowohl die Produktion als 
auch den Absatz regionaler Lebensmittel zu fördern, ökologisch oder 
konventionell erzeugt . Schließlich stehen im europäischen Binnenmarkt beide 
gleichermaßen unter Wettbewerbsdruck und gerade Bio-Lebensmittel stehen im 
Lebenseinzelhandel in Konkurrenz zu nicht regional erzeugten Produkten. Dazu 
werden das Regionalmarketing ausbauen  und das Qualitätszeichen Baden -
Württemberg, inklusive dem bewährten Biozeichen, weiterentwickeln . Wir 
werden bisherige marktbezogene Beratungs - und Unterstützungsangebote 
weiterentwickeln und neue Formate etablieren , um Betriebe beispielsweise bei 
der Entwicklung von Vermarktungskonzepten, Verbesserung der Betriebsstruktur 
und Nutzung neuer Vertriebskanäle besser zu unterstützten. Wir wollen, dass 
sowohl der regionale konventionelle als auch der regionale ökologische Landbau 
besser sichtbar werden. Beides werden wir sowohl in Überschriften als auch 
Inhalten von Kampagnen und Bildungs - und Informationsinitiativen explizit und 
deutlich sichtbar zu machen.

In den bisherigen Kampagnen und Initiativen des Landes im Bereich Ernährung und Landwirtschaft spielen der Ökologische Landba u sowie ökologisch 
erzeugte Produkte nur eine untergeordnete Rolle. Oftmals subsummiert unter dem Titel der "Nachhaltigkeit" sind der ökologisch e Landbau und die 
ökologisch erzeugten Produkte für VerbraucherInnen nicht direkt erkennbar. Wie wollen Sie sich dafür einsetzen, "Bio" sowohl in Überschriften als auch 
Inhalten von Vermarktungskampagnen und Bildungsinitiativen explizit und deutlich sichtbar zu machen?
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Der Ausbau des Ökolandbaus ist eine wichtige Säule für die Stärkung der Arten- und 
Pflanzenvielfalt in Baden-Württemberg. Wir haben deshalb den Ausbau des Ökolandbaus im 
Biodiversitätsgesetz als Ziel festgelegt . An diesem Ziel halten wir weiter fest.
Wir wollen vor allem mit folgenden Maßnahmen vorankommen:
Wir stärken den Biomarkt weiter : Wir setzen die Kantinenrichtlinie auch für die Uni -Mensen 
und die Uni-Kliniken  um und steigern den Bio-Regio-Anteil weiter . Bis 2040 sollen alle 
Landeskantinen 70 Prozent bio-regionale und mindestens 90 Prozent regionale Lebensmittel 
verwenden.
In einer Modellregion setzen wir die Kantinenrichtlinie in allen öffentlichen Kantinen um.
Å Wir entwickeln die Bio -Musterregionen weiter und stellen landesweit 

Wertschöpfungskettenmanager*innen ein, die den Ausbau des Ökolandbaus entlang der 
gesamten Kette überregional begleiten. Dabei wollen wir besonders das regionale 
Lebensmittelhandwerk einbinden. 

Å Den erfolgreichen Bio-Aktionsplan  des Landes wollen wir regelmäßig evaluieren . 
Å Die unabhängige Züchtung an den Landesanstalten und im Bereich des Ökolandbaus wollen 

wir unterstützen  т im Getreidebau, Obst- und Weinbau sowie bei traditionellen 
Kulturpflanzen.

Å Den Bio-Aktionsplan entwickeln wir weiter und stellen die erforderlichen Mittel zur Verfügung. 
Er ist eine wichtige Grundlage für Innovation und Projektförderung im Biolandbau. 

Å Zur Sicherung des Ökolandbaus und der Qualitätsstrategie des Landes setzen wir uns für den 
Schutz der gentechnikfreien Land - und Lebensmittelwirtschaft ein т und damit für die 
Wahlfreiheit für Verbraucher*innen und Landwirt*innen. Information, Transparenz und 
Kennzeichnung sind elementar für einen funktionierenden Verbraucherschutz. Die baden-
württembergischen Qualitätszeichen für Lebensmittel bleiben gentechnikfrei т sowohl im 
Anbau als auch beim Tierfutter. Wir halten am europäisch verankerten Vorsorgeprinzip fest 

Å Um die Verfügbarkeit der regionalen Lebensmittel zu erhöhen, ist eine weitere Bündelung der 
Erzeuger*innen in Erzeugergemeinschaften nötig. Das werden wir unterstützen ! Die 
Marktstellung der Landwirt*innen innerhalb der Wertschöpfungskette werden wir auch mit 
den Qualitätszeichen des Landes nachhaltig stärken.

Das Bio-Ziel ist als Teil des sogenannten 
Biodiversitätsstärkungsgesetzes verankert. BW will die Potenziale von 
Bio für Unternehmen und Umwelt im Land nutzen. Das Ziel wird mit 
einem markt - und nachfrageorientierten Ansatz verfolgt . Mit 
entsprechender Nachfrage und nur mit konkurrenzfähigen und 
wertschöpfenden Angeboten sowie entsprechenden 
unternehmerischen Initiativen kann das Ökolandbauziel zeitnah 
erreicht werden.
Weiterhin setzen wir uns für einen Bürokratieabbau  auch im Bereich 
des Ökolandbaus ein. Wir unterstützen die Ansätze auf 
europäischer Ebene , das EU-Ökorecht zu vereinfachen. Wir setzen 
uns für eine weitere Digitalisierung der Ökokontrolle ein.
Auch in der Erzeugung im Ökolandbau sollen Innovationen und 
Digitalisierung für mehr Wirtschaftlichkeit und betrieblichen 
Erfolg genutzt werden.

Bitte führen Sie aus, wie Ihre Partei die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gestalten und welche Anreize S ie konkret anbieten 
möchten, damit das Ziel 30 bis 40 Prozent ökologischer Landwirtschaft bis zum Jahr 2030 erreicht wird. Sollte sich Ihre Parte i nicht mit dem 
vorgenannten Bio-Ziel bis 2030 identifizieren können, welche Ziele oder Fristen setzen Sie im Hinblick auf den Anteil des Ökolog ischen Landbaus an der 
Landwirtschaft?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite

5
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Wir halten das Ziel, bis 2030 30-40% Ökologische Landwirtschaft zu erreichen, seit 
Beginn dieser Zielsetzung für gut und richtig, glauben aber, dass dieses Ziel mit der 
derzeitigen Politik nicht erreicht werden kann. Wir befürworten eine Beschleunigung 
des Aufwuchses an Ökologischen Landwirtschaftsbetrieben und ökologisch 
bewirtschafteten Flächen und werden dies durch Nachjustierung der 
bestehenden Förderprogramme und einen Ausbau der fachlichen Beratung dazu 
zu erreichen versuchen.

Wir setzen uns für ein gleichberechtigtes Nebeneinander von konventioneller und 
ökologischer Landwirtschaft ein, die Umweltverträglichkeit, Arten- und Tierschutz 
mit wirtschaftlichem Erfolg für die heimische Landwirtschaft verknüpft. Wir wollen 
die regionale Landwirtschaft stärken, sowohl im ökologischen wie auch im 
konventionellen Landbau. Eine staatliche Verordnung des Ökolandbaus per 
Gesetz mit festgelegten Prozentzielen lehnen wir ab . Wir setzen stattdessen auf 
marktbasierte Anteile. Es ist uns ein zentrales Anliegen, dass die Entscheidung 
über die Art der Wirtschaftsweise eine unternehmerische bleibt, die die Betriebe 
im Land treffen. Einen Ausbau des Biolandbaus, der nicht von Nachfrage, 
Preisniveau für die und Überzeugung der Erzeuger getragen ist, lehnen wir ab. Wir 
halten daher nicht am 30 -40% Ökolandbau-Ziel fest . Mehr Ökolandbau 
hierzulande führt zudem zu niedrigeren Erträgen und erhöht die Abhängigkeit von 
Lebensmittelimporten. Fehlende Erträge müssen in anderen Teilen der Welt 
produziert werden, was dort mehr Anbauflächen beansprucht. Mehr Ökolandbau ist 
also auch nicht per se nachhaltiger. Wir werden deshalb die Produktion 
hochwertiger regionaler Nahrungsmittel fördern т egal, ob konventionell oder 
ökologisch . Dazu werden wir die Potenziale, die uns moderner Pflanzenschutz, 
moderne Züchtungstechnologien, Digitalisierung und neueste Techniken 
bieten, ausschöpfen .

Bitte führen Sie aus, wie Ihre Partei die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gestalten und welche Anreize S ie konkret anbieten 
möchten, damit das Ziel 30 bis 40 Prozent ökologischer Landwirtschaft bis zum Jahr 2030 erreicht wird. Sollte sich Ihre Parte i nicht mit dem 
vorgenannten Bio-Ziel bis 2030 identifizieren können, welche Ziele oder Fristen setzen Sie im Hinblick auf den Anteil des Ökolog ischen Landbaus an der 
Landwirtschaft?

5
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Wir wollen die Mittel für den Aktionsplan Bio aus Baden-Württemberg mindestens 
auf dem aktuellen Niveau von ca. 4,5 Mio. jährlich  halten. Dazu muss der 
Aktionsplan überarbeitet werden. 

Mindestens die bisherigen Mittel sollen für den Aktionsplan zur Verfügung stehen. 
Die Stärkung des Biozeichens Baden-Württemberg ist dabei eine wichtige 
Teilmaßnahme.
Dazu kommen weitere Mittel in den aktuellen Förderprogrammen der GAP und 
darüber hinaus, z. B. für die Bio-Musterregionen und das Kompetenzzentrum 
Ökologischer Landbau Baden-Württemberg.

Bitte  legen Sie dar, welchen  finanziellen  Rahmen Ihre Partei  für  die Ausstattung  des Aktionsplans  ј7ŔŸ aus Baden-ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљ in der kommenden  
Legislaturperiode  vorsieht .6

SPD FDP

Ein solcher finanzieller Rahmen kann angesichts der großen Unsicherheiten 
bezüglich der künftigen GAP der EU sowie der vorhandenen Haushaltmittel des 
Landes nicht seriös angegeben werden . Wir bekennen uns aber dazu, den 
Biologischen Landbau neben der Beratung und direkten Förderung auch durch 
Kampagnen und Aktionspläne stärker und gezielter zu fördern.

Wir werden die agrarpolitischen Rahmenbedingungen schaffen, die allen 
landwirtschaftlichen Erzeugern, gleich ob konventionell oder ökologisch, mehr 
Planungssicherheit und langfristige Perspektiven bieten. Dies betrifft auch den 
ťƣŔŸŰƚƓũċŰШј7ŔŸШċƨƚШ7ċĬĲŰ-ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљЮШcŔĲƖШťƁŰŰĲŰШƽŔƖШƨŰƚШƻŸƖƚƣĲũũĲŰШĲŔŰĲŰШ
ťƣŔŸŰƚƓũċŰШјÅĲŊŔŸŰċũШƨŰĬШőŸĦőƽĲƖƣŔŊШċƨƚШ7ċĬĲŰ-ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљШŔŰƚШxĲĤĲŰШǍƨШ

rufen . Der finanzielle Rahmen für die Ausstattung solcher Aktionspläne hängt 
allerdings davon ab, inwieweit die finanziellen Möglichkeiten dies zulassen . 
Konkrete Versprechungen zu diesem Zeitpunkt wären unseriös.
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Å Die neuen Agrarumwelt - und Klimamaßnahmen ab 2028 werden wir 
weiterhin auf die Ziele des Gesetzes ausrichten und die Kofinanzierung des 
Landes sichern. 

Å Die Förderung des Ökolandbaus wollen wir über die oben aufgeführten 
Maßnahmen verstärken .

Å Wir wollen eine Unterstützung mindestens auf dem aktuellen Niveau 
erhalten. 

Å Die Reduktion von Pflanzenschutzmitteln wollen wir über die Ausdehnung des 
Ökolandbaus, technischen Fortschritt, Kulturmaßnahmen (Schwarzbrache), 
Neuzüchtungen (resistente Sorten bei Obst und Wein) und eine Ausdehnung 
des Ökolandbaus erreichen. Das Land unterstützt hier weiter über die 
Forschung an Landesanstalten, Agrarumweltmaßnahmen und 
Projektmaßnahmen aus dem Sonderprogramm biologische Vielfalt und den 
Programmen wie EIP Agri.

Å Intelligente und flächensparende hybride Landnutzung  wie Agri-PV oder 
Agroforstsysteme unterstützen

Å Mehr Forschung zu neuen Pflanzenkrankheiten und den Umgang in Systemen 
des Ökolandbaus. 

Å Den Ausbau des Biotopverbundes werden wir in der Umsetzung begleiten 
und ihn sichern

Å Den Ausbau der Refugialflächen  vor allem auf dem Acker wollen wir über 
Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen noch besser absichern .

Die Ziele des Biodiversitätsstärkungsgesetzes gilt es weiterhin zu erreichen, um die 
Biodiversität und damit auch die Produktionsgrundlage der regionalen 
Landwirtschaft zu erhalten. Angesichts der schwierigen Haushaltslage ist zu 
prüfen, wie in Zukunft der Mitteleinsatz priorisiert werden kann , sodass 
insbesondere wirksame, effiziente und, wenn möglich, produktionsintegrierte 
Maßnahmen weiterhin unterstützt werden können. Hier geben die Ziele zur 
Schaffung von Refugialflächen  und auch zur Ausweitung des Ökolandbaus 
einen Rahmen, an dem sich orientiert werden soll.
Am Ökolandbauziel wird mit dem ~ċơŰċőůĲŰĤƬŰĬĲũШĬĲƚШ ťƣŔŸŰƚƓũċŰƚШј7ŔŸШċƨƚШ
Baden-ìƬƖƣƣĲůĤĲƖŊљ gearbeitet.

Wie wird Ihre Partei die Erreichung der Ziele aus dem Biodiversitätsstärkungsgesetz voranbringen, welche Mittel stellen Sie d afür bereit und welche 
Prioritäten setzen Sie?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite
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Wir befürworten das Biodiversitätsstärkungsgesetz und seine Ziele. Die bisherigen 
Programme  zu seiner Umsetzung wollen wir auf Effektivität und Wirksamkeit 
prüfen und den Einsatz von Landesmitteln (neben den vorhandenen Mitteln des 
Bundes) gegebenenfalls so umsteuern , dass sie für die Zielerreichung besonders 
wirksam  werden. So wollen wir sowohl den Ökologischen Landbau wie auch den 
pestizidfreien konventionellen Anbau stärker fördern.
Auch der Vertragsnaturschutz und die ökologisch wirksamen Teile im Programm 
FAKT müssen daraufhin überprüft werden , wie sie den Schutz der Biodiversität 
besser gewährleisten können.
Das Artenmonitoring und die Forschung müssen verstetigt und gegebenenfalls 
verbessert werden , um die Wirkung von Maßnahmen und den Trend des Arten- und 
Insektenrückgangs qualifiziert beurteilen zu können. Besonders 
insektenschädliche Mittel  wie die Neonicotinoide sollten schnellstmöglich auf 
null reduziert werden . Auch die DüngemittelVO  muss konsequent umgesetzt 
werden , um die Stickstofffracht unserer Böden und Gewässer zu reduzieren.

Angesichts der multiplen Krisen müssen die bisherigen agrarpolitischen Ziele , die 
mit dem Biodiversitätsstärkungsgesetz verfolgt werden, neu bewertet werden т 
strikt wissenschaftlich und im weltweiten Kontext. Außerdem führen unserer 
Ansicht nach landeseigene Sonderwege wie das Biodiversitätsstärkungsgesetz für 
die baden-württembergische Landwirtschaft zu Wettbewerbsnachteilen . Aus 
diesem Grund werden wir die Ziele des Gesetzes nicht weiterverfolgen und das 
Biodiversitätsstärkungsgesetz abschaffen .

Wie wird Ihre Partei die Erreichung der Ziele aus dem Biodiversitätsstärkungsgesetz voranbringen, welche Mittel stellen Sie d afür bereit und welche 
Prioritäten setzen Sie?7
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Der Umbau der Tierhaltung kann nur Hand in Hand gehen, wir sind auf die Gelder 
von Bund und EU zur Kofinanzierung des Umbaus der Tierhaltung angewiesen und 
werden sie kofinanzieren . Deshalb setzen wir uns gegenüber dem Bund vehement 
dafür ein, dass das von Cem Özdemir eingeführte 
Tiehaltungskennzeichnungsgesetz  schnell weiterentwickelt und umgesetzt 
wird, wie es Cem Özdemir als Bundesminister vorgemacht hat. Darauf drängt auch 
die Zukunftskommission Landwirtschaft. Damit einher geht eine ausreichende 
Finanzierung des Umbaus der Tierhaltung im Bund. Hier ist keine Zeit zu verlieren.
Wir haben bereits für diese Förderperiode die Fördergelder 
Agrarinvestitionsförderprogramm an tiergerechte Haltungsformen gekoppelt . 
Das werden wir in der kommenden Förderperiode noch stärker tun.

Wir setzen uns für eine möglichst EU-einheitliche Weiterentwicklung der 
Tierhaltungsstandards bei gleichzeitig ausreichenden Fördermaßnahmen in 
Abstimmung mit der Branche ein. Die Überlegungen des Kompetenznetzwerks 
Nutztierhaltung sind dabei eine gute fachliche Grundlage.

Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um den Umbau der Tierhaltung in Baden -Württemberg nach dem Borchert -Plan voranzutreiben? 
Bekennt sich Ihre Partei unabhängig von den bundesrechtlichen Entwicklungen zur Fortführung der Finanzierung der laufenden Ko sten 
tierschutzgerechter Haltungssysteme wie insb. der Bio -Tierhaltung und inwiefern wird sichergestellt, dass sich sämtliche Förderm aßnahmen an hohen 
Tierwohl - und Nachhaltigkeitsstandards ausrichten (mindestens Offenfrontstall nach der Definition im BUT)?

8

SPD FDP

Wir werden uns unter anderem, wie die SPD schon bisher, weiter für ein Verbot der 
Anbindehaltung für Rinder einsetzen, dass bislang an der CDU und FDP im 
Bundesrat gescheitert ist. Zudem halten wir eine Verstetigung der Fördermittel des 
Bundes für den Bau tiergerechterer Stallbauten  für wichtig und würden, wie z.B. in 
Bayern, auch Landesmittel zusätzlich in diesem Bereich einsetzen . Daneben 
setzen wir uns für die Verbesserung  (und teilweise überhaupt Einführung) von 
Tierhaltungsverordnungen für Nutztiere ein. So ist es inakzeptabel, dass es noch 
immer keine Haltungsverordnung für Masthähnchen, Gänse und Enten gibt, um nur 
ein Beispiel zu nennen. Aus Sicht der SOD ist auch die Haltungs-verordnung für 
Schweine trotz kleinerer Fortschritte in der Vergangenheit dringend 
verbesserungsbedürftig.

Unser Ziel ist, dass sowohl die ökologische als auch die konventionelle Tierhaltung 
im Land gestärkt wird. Wir werden Tierhalter von überschüssigen 
Dokumentationspflichten und Auflagen befreien und für schnellere Verfahren 
bei Stall - und Tierwohlbauten sorgen. Die aktuelle bau- und 
genehmigungsrechtliche Praxis führt zum Stillstand jeglicher Weiterentwicklung der 
Tierhaltung. Tierhalter brauchen Sicherheit, dass der neue Stall nicht schon wieder 
nach zwei bis drei Jahren wegen geänderter Umwelt- oder Tierwohlvorgaben 
geändert werden muss. Bisherige Förderprogramme und Antragsverfahren 
müssen weiterentwickelt und vereinfacht werden . Mehr Tierwohl lässt sich 
wettbewerbsgerecht aber nur europäisch regeln. Wir werden uns daher auch für 
eine EU-weit einheitliches System zur Kennzeichnung von Tierhaltung - und 
Herkunft einsetzen.
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Mit dem Zukunftsforum Weingenossenschaften reformieren wir das 
Genossenschaftsmodell hin zu mehr robusten Rebsorten und einem zentral 
organisierten Pflanzenschutz  als Turbo für den Bio-Weinbau. 
Die Unterstützung der Betriebe gerade bei der Etablierung von robusten 
Rebsorten , aber auch beim Einsatz von Pheromonen setzen wir fort. Durch uns 
GRÜNE sind wir hier mittlerweile Spitzenreiter in Deutschland. Diese Position halten 
wir auch in der neuen Legislatur.
Weiter werden wir, aufbauend auf den Strategiedialog Landwirtschaft, auch alle 
zentralen Akteure an einen Tisch bringen , um innovative Lösungen für den 
Weinbau zu finden. Eine Zwangsabgabe zur Finanzierung von Marketing, wie sie die 
CDU gefordert hat, lehnen wir ab. Stattdessen wollen wir mit der Weinbaubranche 
ein Konzept entwickeln, auf dessen Basis das Land Zuschüsse für Marketing und 
Öffentlichkeitsarbeit geben kann. 
Wir halten die Zwischennutzung von Rebland für sehr sinnvoll und wollen in der 
kommenden Legislaturperiode Fördermaßnahmen  im Agrarumwelt- und 
Klimaschutzbereich (aktuell FAKT) für die Betriebe entwickeln . Erfolgreich haben 
wir uns auf Bundesebene dafür eingesetzt, das Pflanzrecht und damit die 
Möglichkeit, nach einer Brachezeit wieder neu Reben pflanzen zu können, auf 9 
Jahre zu erweitern. Flankiert wird diese Maßnahme durch eine erste Förderung des 
Bundes, die der damalige GRÜNE Agrarminister Cem Özdemir in Kooperation mit 
den GRÜNEN aus Baden-Württemberg auf den Weg gebracht hat. Die aktuelle 
Förderung ƻŸŰШΝЮΟΜΜқШƓƖŸШcĲťƣċƖШƨŰĬШsċőƖШċŰШ7ƖċĦőŉũęĦőĲШƚŸƽŔĲШΟΜΜқШŉƬƖШĬŔĲШ
Einsaat von Blühflächen, kann aber nur ein Anfang sein, auf den wir in der nächsten 
Legislatur aufbauen  werden. 
Wir werden uns weiter vehement für den Einsatz von Kaliumphosphonat im 
Ökolandbau gegenüber der EU einsetzen . 

Zu den bereits umgesetzten Maßnahmen zur Stärkung der Weinbranche gehören z. 
B.: Die Verbesserung der Pheromonförderung (u.a. Verdoppelung des Fördersatzes), 
die langfristige Absicherung der Steillagenförderung (Erhöhung des Zuschusses der 
Förderung Handarbeitsweinbau auf 5.000 Euro je Hektar und Jahr und Einführung 
der FAKT-Maßnahme C2), die Initiierung und Fortführung von 
Weintourismusprojekten, die Unterstützung von integrierten ländlichen 
Entwicklungskonzepten (ILEK) zum Rebflächenmanagement sowie eine 
Unterstützung der Weinbranche bei Exportaktivitäten und Weinwerbung.
Wir werden Marketing - und Kommunikationsmaßnahmen wie die Unterstützung 
bei Messen (B2B und B2C) im In- und Ausland, die Unterstützung des Zugangs zu 
Lebensmitteleinzelhandel und Großverbrauchern, die Kooperation der 
јÉĦőůĲĦťШĬĲŰШÉƬĬĲŰљ-Gastronomen sowie Maßnahmen mit den 
Qualitätszeichen des Landes ergreifen und verstärken .
Wir werden prüfen, ob eine Förderung der Rotationsbrache mit einem höheren 
Fördersatz  ab dem Jahr 2027 im Programm FAKT II eingeführt werden kann.
Eine Zwischennutzung  versuchen wir zu ermöglichen.

Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei zur Stärkung eines zukunftsfähigen Weinbaus? Welche Marketing - und Kommunikationsma ßnahmen 
beabsichtigen Sie dafür einzusetzen? Planen Sie, die Zwischennutzung von Rebland zu ermöglichen und unter welchen Bedingungen  könnte dies 
erfolgen?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite

9
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Wir halten angesichts der großen Trends auch im Verbraucherverhalten Prämien für 
befristete mehrjährige Brachen in Reblagen für sinnvoll. Auf diese Weise würde die 
erzeugte Menge reduziert, zudem würden wir daran arbeiten, die vorhandenen 
Programme so zu überarbeiten , dass der ökologische Landbau auch im Weinbau 
wieder besser vorankommt.

Es ist uns ein zentrales Anliegen den Weinbau in Baden-Württemberg zu stärken 
und wieder zukunftsfest zu machen. Bestehende Marketing - und 
Kommunikationsmaßnahmen  werden wir weiterentwickeln und intensivieren . 
Wir können uns auch vorstellen die Zwischennutzung  von Rebland zu ermöglichen. 
Die konkreten Bedingungen hierzu müssten allerdings im Austausch mit den 
betroffenen Akteuren  herausgearbeitet werden. Wir wollen grundsätzlich eine 
Förderung, die die Winzer nicht in eine Subventionsabhängigkeit treibt , sondern 
einen fairen Ausgleich für ihre Gemeinwohl -Dienstleistungen (z.B. Pflege der 
Kulturlandschaft) bietet.

Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei zur Stärkung eines zukunftsfähigen Weinbaus? Welche Marketing - und Kommunikationsma ßnahmen 
beabsichtigen Sie dafür einzusetzen? Planen Sie, die Zwischennutzung von Rebland zu ermöglichen und unter welchen Bedingungen  könnte dies 
erfolgen?

9
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Der Ökolandbau ist wissenschaftlich erwiesen die nachhaltigste Form der 
Landwirtschaft, die auf den Märkten präsent ist. Deshalb bewerten wir die 
Anerkennung von Bio-7ĲƣƖŔĲĤĲŰШċũƚШј]ƖĲĲŰ-by-ĬĲƚŔŊŰљ- ƨŰĬШјlow-ŔŰƓƨƣљ-
Betriebe als den richtigen Schritt . Er würdigt die Leistung des Ökolandbaus und 
baut viel Bürokratie ab. 
Die Landesregelung zum Erhalt des Ackerstatus wollen wir so anpassen, dass der 
Ackerstatus zum Stichtag 1.1.2026 dauerhaft gilt und damit die EU-Regelung 
bezüglich Ackerstatus umsetzen. 

Grundsätzlich wird die ŰĲƖťĲŰŰƨŰŊШƻŸŰШјgreen by ĬĲƚŔŊŰљШċũƚШ~ċơŰċőůĲШŉƬƖШ
Gesamtbetriebe begrüßt . Zum Thema Vereinfachungen siehe oben zu den 
Anpassungen auf europäischer Ebene bei Frage 5.
Wir setzen uns nachdrücklich für die Nutzung der EU-rechtlich möglichen 
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den Flexibilisierungsmöglichkeiten der baden-württembergischen 
Dauergrünlandverordnung Gebrauch machen.

Unterstützt  Ihre Partei  Vereinfachungen  für  ökologisch  wirtschaftende  Betriebe,  indem  ihre Leistungen bei Ordnungsrecht  und Förderauflagen  
berücksichtigt  werden  (z.B. Anerkennung von Bio-Betrieben  als "green by design"  bei der GAP-Konditionalität ; Vereinfachungen  im Düngerecht  als "low-
input"  Betriebe)? Wie kann vermieden  werden,  dass eingesäte Ackerflächen  im 5-Jahres-Rhythmus  umgebrochen  werden  müssen  und inwiefern  plant  
Ihre Partei,  neue EU-rechtliche  Spielräume  zur praxistauglichen  Anpassung der diesbezüglichen  Landesregelungen zu nutzen?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite
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Die EU-rechtlichen Vorgaben z.B. zum Zwangsumbruch von Ackerflächen oder 
1:1-Anwendung der Düngevorschriften halten wir für überholt und dringend 
überarbeitungsbedürftig. Für ökologisch wirtschaftende Betriebe sollten diese 
Vorschriften entbürokratisiert und vereinfacht werden. Soweit dies innerhalb der 
Landesförderung möglich ist, ebenso beim FAKT, werden wir als SPD dies 
möglichst weitgehend als Land durchführen.

Weniger staatliche Regulierung und Eingriffe in die Landwirtschaft, dafür mehr 
Freiheiten und Vertrauen. Das ist für uns die Grundvoraussetzung dafür, dass 
Landwirte Innovationen heben und ihre Betriebe zukunftsfest machen können. Für 
uns sind die ökologisch wirtschaftenden Betriebe genauso wichtig wie die 
konventionell wirtschaftenden. 15Prozent der gesamten Bürokratie entstehen 
unmittelbar auf Landesebene. EU-Vorgaben sind grundsätzlich 1:1 umzusetzen 
und die EU-rechtlich vorgesehenen Spielräume sind zu nutzen . Der Staat muss 
und kann nicht alles erledigen. Wir werden ein ј]ŸũĬ-Platingљ-Verbot schaffen und 
ein Verbot einführen, Daten mehrfach abzufragen . Wir werden auch in der 
Landwirtschaft Statistik -, Dokumentations - und Berichtspflichten für 
Unternehmen mit weniger als 20 Mitarbeitern abschaffen . Dazu reichen wir eine 
Bundesratsinitiative ein und bis zu deren abschließender Behandlung weisen wir in 
einem Akt der demokratischen Notwehr das Statistische Landesamt an, keine 
solchen Statistiken mehr zu erheben. Mit einer Verwaltungsreform  werden wir die 
Leistungsfähigkeit und Zukunftsfähigkeit der Verwaltung sicherstellen, Personal 
entlasten und verwaltungsinterne Prozesse beschleunigen. Dies kommt auch der 
ökologischen Landwirtschaft zugute, beispielsweise durch schnellere Bearbeitung 
ƻŸŰШ ŰƣƖęŊĲŰШĲƣĦв
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7ƬŰĬŰŔƚШћΦΜо?ŔĲШ]ƖƬŰĲŰ CDU

Wir wollen den Flächenverbrauch weiter eindämmen . Unser Ziel bleibt daher, 
Neuversiegelung zu vermeiden und die Nettonull im Flächenverbrauch 
schnellstmöglich zu erreichen. 
Innenentwicklung hat absoluten Vorrang und Priorität. Wir werden die Kommunen 
auch in Zukunft beispielsweise beim Grunderwerb durch den Grundstücksfonds 
unterstützen. Damit fördern wir, dass prioritär baureife, aber unbebaute 
Grundstücke in der Innenstadt entwickelt werden. Mit einer digitalen 
Brachflächenübersicht geben wir Kommunen und Bürger*innen einen Überblick 
über ungenutzte Potenziale. Wer leerstehende Gebäude wieder in Wohnraum 
verwandelt, soll dafür finanzielle Unterstützung erhalten. Wir wollen hybride 
Landnutzungssysteme besonders stärken , beispielsweise Agri-PV und Agroforst. 
Gleichzeitig wollen wir Flächen, die für die Ernährungssicherung von besonderer 
Bedeutung sind, schützen. 
Wir wollen ein verbindliches Reduktionsziel  und ein Flächenmonitoring in der 
Raumordnung etablieren und die landwirtschaftliche Nutzfläche als Kennzahl 
ins Monitoring aufnehmen . Außerdem wollen wir die Betriebsstandorte und ihre 
Entwicklungsmöglichkeiten als verbindliches Ziel der Raumordnung in den 
Landesentwicklungsplan (LEP) aufnehmen. Wir haben vor, mit entsprechenden 
Änderungen im Agrarstrukturverbesserungsgesetz (ASVG) und im Landwirtschafts- 
und Landeskulturgesetz (LLG) den Schutz besonders hochwertiger Flächen zu 
stärken , beispielsweise mit einer Genehmigungspflicht im LLG und der Festlegung 
landwirtschaftlicher Belange als Abwägungstatbestand im Baurecht. Wir erwägen 
ein Summationskataster für landwirtschaftliche Flächen, um abzubilden, wie viel 
Fläche derzeit von Versiegelung betroffen ist. Wir werden die Verpachtung 
landeseigener Flächen an Bio-Betriebe weiter voranbringen und den 
Ökolandbau als produktionsintegrierte Kompensation anerkennen . 

Die Landesregierung setzt sich seit Jahren für eine Verringerung des 
Flächenverbrauchs ein, insbesondere gegen den Verbrauch wertvoller 
landwirtschaftlicher Nutzflächen. In unserem Wahlprogramm ist hierzu Folgendes 
enthalten: Wir sichern hochwertige landwirtschaftliche Flächen durch eine Novelle 
des Landwirtschafts - und Landeskulturgesetzes . Unser Ziel: landwirtschaftliche 
Flächen bleiben für die Nahrungsmittelproduktion erhalten .
Im Biodiversitätsstärkungsgesetz sind bereits entsprechende Regelungen für die 
Verpachtung landeseigener Flächen enthalten.
Wir befürworten, dass der ökologische Landbau  grundsätzlich als 
produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahme ( PiK) in der 
Ökokontoverordnung des Landes anerkannt werden soll, und setzen uns für 
flächenschonende Kompensations- und Naturschutzmaßnahmen ein.
In einigen Ländern wird die Umstellung eines landwirtschaftlichen Betriebs auf 
ökologischen Landbau bereits als Kompensations- oder Ökokonto-Maßnahme 
anerkannt. Die Gesamtumstellung eines Betriebes auf ökologischen Landbau sollte 
daher als Ökokonto-Maßnahme vorgesehen und rechtlich anerkannt werden. 
Betriebe hätten somit die Wahlmöglichkeit, sich über Öko-Punkte oder über AUKM 
die Biodiversitätsleistungen vergüten zu lassen.
Derzeit arbeitet das MLR an einem Gesetzesentwurf zum Schutz 
landwirtschaftlicher Flächen . Ziel des Gesetzes ist es, landwirtschaftliche 
Betriebe in ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und bei der Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen die ertragsstärkeren landwirtschaftlichen Böden zu 
schonen. Damit soll aktiv zum Schutz landwirtschaftlicher Flächen beigetragen 
und den negativen Entwicklungen auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt 
entgegengesteuert werden.

Welche Ziele formulieren Sie hinsichtlich der Reduzierung des Flächenverbrauchs in Baden -Württemberg? Welche konkreten Maßnahmen  plant Ihre 
Partei, um die Flächenkonkurrenz (insb. durch Energie, Bauen) zugunsten landwirtschaftlicher Flächen zu entschärfen? Werden S ie sich dafür einsetzen, 
die ökologische Bewirtschaftung bei der Verpachtung öffentlicher Flächen zu berücksichtigen? Stimmen Sie zu, den Ökolandbau a ls 
produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahme anzuerkennen?

Fortsetzung folgt auf nächster Seite
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Wir von der SPD befürworten die aktive Nutzung der Möglichkeit nach dem 
Bodenschutzgesetz, Bodenschutzgebiete auszuweisen und damit vor 
Überbauung zu schützen und bei Abwägungen verschiedener Interessen besser zu 
schützen. Zudem halten wir den verstärkten Ausbau der AGRI-PV für sinnvoll, die 
sich insbesondere im Obstbau, im Weinbau und in der Grünlandwirtschaft anbietet. 
Auch so können wertvolle Böden geschützt werden, und nicht für lange Zeit als PV-
Anlagenfläche der Landwirtschaft entzogen zu werden.
Öffentliche Agrarflächen müssen aus unserer Sicht zwingend nur noch an 
Ökologische Betriebe verpachtet  werden.

Wir werden insbesondere den Flächennutzungskonflikt zwischen Energie - und 
Nahrungsmittelproduktion lösen . Agri-Photovoltaik steigert die Flächeneffizienz 
und ermöglicht den Ausbau der Photovoltaik-Leistung bei gleichzeitigem Erhalt der 
Ackerflächen. Wir werden Investitionen in Agri -Photovoltaik -Anlagen fördern und 
für baurechtliche Erleichterungen und vereinfachte Genehmigungsverfahren 
sorgen. Es ist Aufgabe der Landesregierung die Rahmenbedingungen zu schaffen, 
dass Agri-Photovoltaik in Baden-Württemberg wirtschaftlich attraktiv wird und 
Landwirtschaftsbetrieben zu ermöglichen, diese selbst zu betreiben und damit den 
Flächenverbrauch durch Freiflächen-Photovoltaik zu minimieren. Wir werden auch 
den Verlust landwirtschaftlicher Flächen im Rahmen von 
Kompensationsmaßnahmen verhindern .

Welche Ziele formulieren Sie hinsichtlich der Reduzierung des Flächenverbrauchs in Baden -Württemberg? Welche konkreten Maßnahmen  plant Ihre 
Partei, um die Flächenkonkurrenz (insb. durch Energie, Bauen) zugunsten landwirtschaftlicher Flächen zu entschärfen? Werden S ie sich dafür einsetzen, 
die ökologische Bewirtschaftung bei der Verpachtung öffentlicher Flächen zu berücksichtigen? Stimmen Sie zu, den Ökolandbau a ls 
produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahme anzuerkennen?
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